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Abréviations

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
EU Europäische Union

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

UE Union européenne

01.01.65 - 23.04.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Chronique générale

Eléments du système politique

Elections

Elections fédérales

Rolf Schweiger (fdp) hatte nach zwölf Jahren, während derer er den Kanton Zug im
Ständerat vertrat, seinen Rücktritt eingereicht. Seinen Sitz wollte die FDP mit
Gesundheitsdirektor Joachim Eder verteidigen. Peter Bieri (cvp) trat für die CVP wieder
an. Die beiden bürgerlichen Kandidaten galten als Favoriten. Auch im Kanton Zug trat
die SVP mit einem Herausforderer an. Philip Brunner wurden allerdings kaum Chancen
eingeräumt; zuvor hatten der aussichtsreichere Regierungsrat Heinz Tännler sowie
Nationalrat Marcel Scherer abgesagt. Lediglich Aussenseiterchancen wurden auch
Eusebius Spescha (sp) und Stefan Gisler von den Alternativen zuerkannt. Tatsächlich
erzielten die beiden Favoriten fast doppelt so viele Stimmen wie der drittplatzierte
Brunner (10'612): sowohl Eder (22'571 Stimmen) als auch Bieri (21'076 Stimmen) waren
somit bereits im ersten Wahlgang gewählt. Auch Spescha (5'998) und Gisler (5'387)
hatten keine Chance. 1

ÉLECTIONS
DATE: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Für die drei Sitze im Kanton Zug bewarben sich neben den drei Bisherigen auch 32
weitere Personen, zwölf davon Frauen. Die Zahl an Kandidierenden hatte damit leicht
zugenommen (2007: 33). Von den zwölf eingereichten Listen (2007: 11), auf denen neu
auch die GLP figurierte, verbanden sich deren fünf: die Grünen (Alternativen), die SP
und die CSP und – zum ersten Mal – auch die FDP und die CVP, die den Grünen damit
den 2003 verlorenen Sitz abspenstig machen wollten. Die von FDP und CVP heftig
umworbene GLP ging im Kanton Zug hingegen kein Wahlbündnis ein, was als gute
Voraussetzung für die Bestätigung des Sitzes der Grünen interpretiert wurde. Für
Wirbel sorgten die Second@s Plus, die ankündigten ebenfalls anzutreten, sich aber
nicht mit der Linken zu verbinden. Diese warf den Second@s vor, so zur
Steigbügelhalterin der FDP zu werden und den Sitz von Josef Lang (gp) zu gefährden.
Die Ankündigung der Second@s Plus erwies sich dann aber lediglich als Protestaktion,
weil keine der Parteien Personen mit Migrationshintergrund auf ihre Liste gesetzt habe.

Die Kombination zwischen Konkurrenz durch die GLP, die auf Anhieb 6,8% der
Wählerschaft für sich zu gewinnen wusste, und der christlich-liberalen
Listenverbindung erwies sich als zu grosses Handicap für die Grünen. Die Verluste der
Grünen (15,4%, -1,6 Prozentunkte) und insbesondere der SP (5,3%, -3,8 Prozentpunkte)
dürften zum grossen Teil durch die Gewinne der GLP zu erklären sein. Die FDP hingegen
konnte dank ihrer Listenpartnerin trotz leichten Verlusten (19,2%, -2,3 Prozentpunkte)
den Sitz der Grünen nach acht Jahren wieder zurückerobern und neu Bruno Pezzatti
nach Bern schicken. Abgewählt war damit Josef Lang, der 2003 den Sitz für Links-Grün
erobert hatte. Zum dritten Mal hintereinander war die SVP mit 28,3% stärkste Partei im
Kanton Zug. Sie musste nur leichte Verluste verkraften (-0,8 Prozentpunkte) und konnte
ihren Sitz problemlos halten. Allerdings wurde ihr amtierender Nationalrat Marcel
Scherer überraschend abgewählt. Sein Parteikollege Thomas Aeschi hatte mehr
Stimmen erzielt. Zug war einer der sieben Kantone (neben SZ, SH, AR, NE, GE und JU), in
denen die CVP zulegen konnte. Sie wusste neu 24,3% der Zuger Wählerinnen und
Wähler hinter sich, was einer Zunahme von einem Prozentpunkt entsprach. Auch die
CVP konnte damit ihren Sitz verteidigen. Die Wahlbeteiligung lag bei 55,1% (2007:
53,7%). Der Kanton Zug wartet noch immer auf die erste Nationalrätin seit Einführung
des Frauenstimmrechts. 2

ÉLECTIONS
DATE: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Economie

Politique économique

Concurrence

Der Ständerat befasste sich als erster mit der im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagenen Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe
aus der EU. Es gab im Rat keine grundsätzliche Opposition. In der Detailberatung
brachte er noch einige von seiner Kommission vorgeschlagene und auch vom Bundesrat
unterstützte Änderungen an. Er verabschiedete das Gesetz über die technischen
Handelshemmnisse einstimmig (bei fünf Enthaltungen) und hiess auch das
Produktesicherheitsgesetz ohne Gegenstimme gut.

Im Nationalrat gab es sowohl von der SVP als auch von den Grünen Widerstand gegen
das Projekt. Ihre gegenseitig unterstützten Nichteintretens- und Rückweisungsanträge
scheiterten mit 98 zu 77 resp. 98 zu 78 Stimmen. Für die Grünen stand dabei das
Unterlaufen von strengeren schweizerischen Normen, beispielsweise im Umweltschutz,
im Vordergrund, bei der SVP die allfällige Benachteiligung schweizerischer
Unternehmen. Gemeinsam war beiden die Kritik an der Einseitigkeit der Marktöffnung:
Wenn schweizerische Produzenten schon kein entsprechendes Gegenrecht in der EU in
Anspruch nehmen können, hätten von der EU zumindest Gegenleistungen in
Verhandlungen zu anderen wirtschaftspolitischen Bereichen verlangt werden können.
Die vorberatende Kommission hatte allerdings den Bedenken bezüglich
Inländerdiskriminierung bereits Rechnung getragen und einen entsprechenden Antrag
Baader (svp, BL) angenommen. Zur Verteidigung der Einseitigkeit der
Importliberalisierung gab Kommissionssprecher Theiler (fdp, LU) zu bedenken, dass es
illusorisch wäre zu glauben, die EU wäre bereit, schweizerische Sicherheitsvorschriften
zu anerkennen, wenn diese von EU-Normen abweichen. In der Detailberatung nahm der
Nationalrat einen Antrag Scherer (svp, ZG) an, der verlangte, dass bei den
Produkteinformationen auch das Herkunftsland angegeben werden muss. Das
Produktesicherheitsgesetz nahm der Rat gegen den Widerstand der SVP an.

In der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat, dass nur bei Lebensmitteln und
Rohstoffen das Herkunftsland angegeben werden muss, hingegen nicht bei
verarbeiteten Gütern, wo dieses Kriterium wesentlich komplexer zu handhaben ist. Die
grosse Kammer schloss sich dieser Variante an. In der Schlussabstimmung hiess der
Ständerat das Bundesgesetz über die technischen Handelshemmnisse mit 40 zu 2
Stimmen gut. Im Nationalrat fiel das Ergebnis mit 101 zu 82 Stimmen knapper aus; die
SVP hatte geschlossen (bei einer Enthaltung) und die Grünen fast geschlossen (eine
Enthaltung und zwei Ja-Stimmen) dagegen votiert. Beim Produktesicherheitsgesetz war
im Nationalrat nur die SVP dagegen; der Ständerat war einstimmig dafür. Eine kleine
Gruppierung von Landwirten aus der Westschweiz lancierte das Referendum gegen das
Gesetz über die technischen Handelshemmnisse. Obwohl sie von der SVP, der GP, den
SD, der PdA und der Jungen SVP unterstützt wurden, brachten sie mit rund 46 000
nicht genügend Unterschriften zusammen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.06.2009
HANS HIRTER

Agriculture

Production animale

Le Conseil national a adopté une motion Scherer (udc, ZG), qui demandait au Conseil
fédéral de permettre encore, à l’avenir, l’utilisation de restes et de sous-produits
alimentaires en Suisse. Afin que les accords bilatéraux avec l’UE soient respectés,
l’Office vétérinaire fédéral avait prévu d’interdire la valorisation de restes et de sous-
produits alimentaires en Suisse. L’auteur de la motion a argumenté qu’à la différence
de nombreux pays de l’UE, la Suisse connaissait des prescriptions légales strictes en
matière d’hygiène et de recyclage des denrées alimentaires, et que le but d’éliminer
tout risque de transmission des épizooties était donc de facto atteint. Selon lui, ce
recyclage est judicieux d’un point de vue écologique et doit pouvoir continuer à se
pratiquer en Suisse. Le Conseil fédéral a précisé qu’il était prêt à accepter cette motion
et à s’engager en faveur de la poursuite de la valorisation des restes et sous-produits
alimentaires en Suisse. Il a toutefois estimé que cette dernière n’était pas défendable
économiquement si le prix à payer pour son maintien était la perte de l’équivalence
entre la législation suisse sur les épizooties et celle de l’UE, la perte d’équivalence
législative ayant pour conséquence la réintroduction de conditions d’exportation
spéciales qui compliqueraient sensiblement l’accès des animaux et des produits

MOTION
DATE: 20.09.2006
ELIE BURGOS
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alimentaires suisses au marché européen. 4

A l’instar du Conseil national en 2006, et sur recommandation du Conseil fédéral, le
Conseil des Etats a adopté une motion Scherer (udc, ZG), qui demandait au Conseil
fédéral de permettre encore, à l’avenir, l’utilisation de restes et de sous-produits
alimentaires en Suisse. 5

MOTION
DATE: 20.03.2007
ELIE BURGOS

Infrastructure et environnement

Protection de l'environnement

Politique de protection de l'environnement

Das Verbandsbeschwerderecht war ebenfalls das Thema einer Motion Scherer (svp,
ZG), welche aufgrund der sich abzeichnenden Wirtschaftskrise sogar dessen
vollständige Abschaffung forderte. Der Nationalrat sprach sich wie auch der Bundesrat
gegen eine Aufhebung des Beschwerderechtes aus. Neben je einer kleinen Minderheit
aus CVP und FDP stand einzig die SVP im Nationalrat geschlossen für eine Aufhebung
des Beschwerderechtes ein. Somit äusserte sich auch der Nationalrat positiv zum
Instrument der Umweltschutzorganisationen und bestätigte den 2008 ausgedrückten
Volkswillen. 6

MOTION
DATE: 11.04.2011
MARLÈNE GERBER

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Médecins et  personnel soignant

Eine parlamentarische Initiative der SGK des Nationalrates brachte einmal mehr die
Frage des Zulassungsstopps für die Leistungserbringer in den Ständerat ein. Da sich zu
diesem Zeitpunkt bereits abzeichnete, dass bis zum Ablauf der Frist am 31. Dezember
eine nahtlose Ablösung der im Vorjahr getroffenen Massnahmen durch eine definitive
Nachfolgeregelung immer noch nicht möglich sein würde, musste erneut über eine
Übergangslösung diskutiert werden. Diese sah nun im Grundsatz vor, dass der
Bundesrat die Zulassung von selbständigen und unselbständigen Leistungserbringern
sowie die Tätigkeit von Ärzten in Einrichtungen und im ambulanten Bereich von
Spitälern für eine befristete Zeit von einem Bedürfnis abhängig machen kann. Die neue
Übergangslösung soll bis am 31. Dezember 2011 gelten und den Geltungsbereich der
bedarfsabhängigen Zulassung auf Spezialärzte sowie auf Apotheker beschränken.

Im Nationalrat war das Eintreten auf die Vorlage umstritten. Eine
Kommissionsminderheit Scherer (svp, ZG) beantragte, nicht auf die Vorlage einzutreten
und warb für mehr Wettbewerb und eine wirtschaftlich orientierte medizinische
Versorgung. Bundesrat Couchepin unterstützte die von der Kommission vorgeschlagene
Übergangslösung und widersprach der Behauptung, es gäbe in der Schweiz eine
Ärzteknappheit. Es hätte im Gegenteil zu viele Ärzte, diese seien aber regional schlecht
verteilt und das Verhältnis zwischen Hausärzten und Spezialisten stimme nicht. Der
Nationalrat stimmte knapp, mit 81 zu 65 Stimmen für das Eintreten auf die Vorlage. Die
grosse Kammer übernahm des Weiteren einen präzisierenden Antrag Cassis (plr, TI), der
verhinderte, dass Fachärzte mit dem Gebrauch des Weiterbildungstitels „praktischer
Arzt“ den Zulassungsstopp umgehen können. In der Gesamtabstimmung wurde die
Vorlage mit 95 zu 55 Stimmen angenommen. 

Im Ständerat wurde das Eintreten auf die Vorlage mit wenig Begeisterung mit 25 zu 9
Stimmen beschlossen. Die Minderheit monierte, dass die sogenannte Übergangslösung
nun bald zehn Jahre dauerte und kaum Positives gebracht habe. Der Zulassungsstopp
habe zusammen mit dem Numerus clausus für Medizinstudenten dazu geführt, dass
sich nun eine Verknappung an praktizierenden Ärzten abzeichne. Ohne weitere
Diskussionen stimmte der Ständerat den Änderungen des Nationalrates zu und nahm
die parlamentarische Initiative in der Gesamtabstimmung mit 23 zu 8 Stimmen bei 3
Enthaltungen an. In der Schlussabstimmung stimmte der Nationalrat der
Übergangsbestimmung mit 107 zu 74 Stimmen zu, der Ständerat tat dasselbe mit 37 zu 5
Stimmen bei 2 Enthaltungen. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.06.2009
LINDA ROHRER
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Assurances sociales

Assurance-accidents

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Revision des Bundesgesetzes über die
Unfallversicherung an seine Kommission zur Detailberatung zurückgewiesen. Nun
behandelte die grosse Kammer das umstrittene Geschäft erneut. Bevor nun aber die
Detailberatung aufgenommen werden konnte, musste der Nationalrat über zwei
Anträge abstimmen, welche das Geschäft, jeweils aus unterschiedlichen Gründen, an
den Bundesrat zurückweisen wollten. Ein Minderheitsantrag Scherer (svp, ZG) erachtete
die Rückweisung als gerechtfertigt, weil mit der Vorlage die Koordinationsprobleme mit
anderen Sozialversicherungsthematiken nicht gelöst seien. Ein Einzelantrag Messmer
(fdp, TG) hingegen verlangte, dass die Regierung eine neue Vorlage ausarbeiten sollte,
mit dem Ziel, sich auf die notwendigsten Änderungen zu beschränken. Die grosse
Kammer zeigte sich in der Frage der Rückweisung geteilt. Während die Grünen, die SP,
die BDP ebenso wie ein Teil der SVP für eine Rückweisung an den Bundesrat plädierten,
sprachen sich die CVP und die FDP-Fraktionen für die Beratung der Vorlage aus.
Schliesslich stimmte der Nationalrat mit 108 zu 63 Stimmen für den Einzelantrag
Messmer und damit für eine Rückweisung an den Bundesrat. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.09.2010
LUZIUS MEYER

Groupes sociaux

Politique familiale

Im Nationalrat beantragte Scherer (svp, ZG), auf den Entwurf zur Verlängerung der
Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung nicht einzutreten, da
Kinderbetreuung keine Aufgabe des Staates sei; einmal mehr wurde das
Schreckgespenst der sozialistischen Denkmuster der Sowjetunion und Chinas bemüht.
SP, CVP und GP sprachen sich klar für Eintreten aus. Die FDP meldete sich nicht zu
Wort, doch stimmte die Fraktion schliesslich grossmehrheitlich für Eintreten, welches
mit 121 zu 59 Stimmen beschlossen wurde. In der Detailberatung ging es ausschliesslich
um die Höhe des neuen Verpflichtungskredites. Die Kommissionsmehrheit beantragte,
bei den höchstens CHF 200 Mio. der ersten Tranche zu bleiben, um keine
Möglichkeiten der Entwicklung zu verbauen; nicht abgeholte Gelder würden ja, wie in
der Periode 2003-2007, im Bundeshaushalt verbleiben. Kleiner (fdp, AR) stellte einen
Kompromissantrag auf CHF 120 Mio. Zwei weitere Minderheiten mit annähernd den
gleichen Vertretern aus SVP und Rechtsfreisinn verlangten, entweder dem Bundesrat zu
folgen (CHF 60 Mio.) oder den Rahmenkredit gar zu halbieren (CHF 30 Mio.). Für eine
Streichung des Kredits bei gleichzeitiger Erhöhung des Bundesbeitrags an die
Familienzulagen um jährlich CHF 50 Mio. sprach sich Wäfler (edu, ZH) aus. Knapp mit 96
zu 89 Stimmen konnte sich schliesslich der Antrag der Mehrheit (CHF 200 Mio.)
durchsetzen. SP und GP votierten geschlossen dafür, ebenfalls eine Mehrheit der CVP.
31 Vertreterinnen und Vertreter der FDP gaben dem Antrag Kleiner den Vorzug, sechs
jenem der Mehrheit. Von der SVP unterstützten lediglich die beiden Bündner Gadient
und Hassler die Kommissionsmehrheit.

Eintreten war im Ständerat unbestritten. Die Mehrheit der Kommission beantragte aber
eine Reduktion auf CHF 120 Mio. Während der vom Bundesrat vorgeschlagene Betrag
von CHF 60 Mio. angesichts der in der Periode 2003-2007 voraussichtlich
gesprochenen CHF 107 Mio. als zu gering erachtet wurde, schienen CHF 120 Mio. der
Realität angemessen; dieser Betrag hätte auch den Vorteil, nicht zu einer so
weitreichenden Lösung der Schuldenbremse zu führen, was anderswo möglicherweise
unliebsame Einsparungen bedeuten würde. Eine Minderheit aus SP und CVP, welche die
Unterstützung von Langenberger (fdp, VD) fand, setzte sich für die Fassung des
Nationalrates ein, da gerade in ländlichen Gebieten noch ein hoher Nachholbedarf
bestehe, eine Kürzung ein negatives Signal an die Kantone, die Gemeinden und die
privaten Firmen aussenden würde und es sich ja lediglich um einen
Verpflichtungskredit und keine konkrete finanzielle Zusage handle. Ein Antrag Kuprecht
(svp, SZ), dem Bundesrat zu folgen, den Bundesrat Couchepin noch einmal halbherzig
verteidigte, unterlag deutlich mit 33 zu 9 Stimmen. Die Mehrheit setzte sich mit 28 zu16
Stimmen gegen die Minderheit durch. Die Ausgabe wurde einstimmig genehmigt.

In der Differenzbereinigung im Nationalrat versuchte eine Kommissionsmehrheit,
zumindest einen Kompromiss zu erreichen und beantragte CHF 160 Mio. Sie machte
geltend, die Konstruktion derartiger Finanzhilfen sei so, dass es sehr viel sinnvoller ist,
zu viel Geld zu beschliessen als zu wenig. Wenn zu wenig gesprochen werde, müssten
Projekte abgelehnt werden, oder es käme ein sehr komplizierter Verteilungsapparat in

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.10.2006
MARIANNE BENTELI
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Gang, um das Geld auf die Kantone zu verteilen, was im Interesse des Anliegens
unbedingt vermieden werden sollte. Wenn zu viel Geld beschlossen werde, habe das
insofern keine Folgen, als nichts ausgegeben wird, was nicht durch ein konkretes
Projekt nachgefragt ist. Die Minderheit vor allem aus der FDP befand dagegen, dass die
höchstens CHF 120 Mio. durchaus genügten, um den allfälligen Bedürfnissen Rechnung
zu tragen, weshalb keine weiteren Beträge nötig seien. Erneut sehr knapp, mit 88 zu 85
Stimmen, setzte sich schliesslich die Minderheit durch. 9

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Recherche

Keine Gefolgschaft fand die Kommissionsmehrheit auch beim
Verbandsbeschwerderecht. Sie hatte dieses ausweiten und nicht nur Umweltschutz-,
sondern auch Konsumentinnenorganisationen und bäuerliche Körperschaften zulassen
wollen. Eine derart sensible Materie brauche Sicherungsmechanismen, argumentierte
Aeschbacher (evp, ZH): Chappuis (sp, FR) meinte, besonders die Bauern müssten
eigentlich ein Interesse am Vorschlag der WBK haben. Das war aber offenbar nicht so.
Zum Erstaunen vieler plädierte der Luzerner Landwirt Kunz (svp), der in der Kommission
noch für die Ausweitung votiert hatte, für die ersatzlose Streichung des
Verbandsbeschwerderechts und unterstützte einen entsprechenden Antrag seines
Bauernkollegen Scherer (svp, ZG), der mit 84 zu 75 Stimmen angenommen wurde. Auch
bei der Haftung wich der Rat mit 87 zu 81 Stimmen von der von der Kommission
vorgeschlagenen durchgehenden Kanalisierung auf die bewilligungs- oder
meldepflichtige Person ab. So soll beim zugelassenen In-Verkehr-Bringen von GVO die
Produktehaftung zum Zug kommen. Die strengere Gefährdungshaftung gilt nur noch für
Freisetzungsversuche, in geschlossenen Systemen und bei unerlaubter Anwendung.
Heberlein (fdp, ZH) warnte mit Erfolg, sonst würden die Schweizer Firmen gegenüber
ihren ausländischen Konkurrenten diskriminiert. In der Gesamtabstimmung wurde die
Gen-Lex mit 67 zu 48 Stimmen angenommen. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.10.2002
MARIANNE BENTELI

Partis, associations et groupes d'intérêt

Associations

Associations

Das Verbandsbeschwerderecht war auch 2011 Gegenstand von
Parlamentsverhandlungen. Die Motion Scherer (svp, ZG) verlangte, dass das
Beschwerderecht für Umwelt-, Natur- und Heimatschutzorganisationen aufgehoben
oder zumindest eine Gesetzesgrundlage geschaffen werde, mit der sich in Krisenzeiten
das Verbandsbeschwerderecht ausser Kraft setzen lässt. Begründet wurde der Vorstoss
mit der aktuellen Wirtschaftskrise: Anstelle von Konjunkturprogrammen solle eine
bessere Investitions- und Rechtssicherheit für Bauvorhaben geschaffen werden; womit
die Konjunktur effizienter angekurbelt würde, so der Motionär. Der Bundesrat lehnte
die Motion mit Verweis auf die deutliche Volksabstimmung vom 30. November 2008 ab.
Die grosse Kammer folgte dieser Argumentation und lehnte die Motion mit 106 zu 67
Stimmen ab. Die Befürworter stammten vorwiegend aus der SVP-Fraktion. 11

MOTION
DATE: 11.04.2011
DEBORA SCHERRER

1) NLZ, 21.5., 31.5. und 11.6.11; NZZ, 18.6.11; NLZ, 19.8.11; TA, 12.10.11; NLZ, 24.10.11; Presse vom 24.10.11; www.zg.ch;
Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch).
2) BBl, 2011, S. 8267 ff.; NLZ, 15.3., 21.3., 27.4. 18.8. und 26.8.11; NZZ, 30.8.11. TA, 13.10.11. NZZ, 14.10.11; Presse vom 24.10.11;
www.zg.ch; Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (BFS.admin.ch; www.politik-stat.ch); Lit. BFS.
3) AB SR, 2009, S. 65 ff., 72 ff., 86 ff., 546 ff., 550 f., 563 ff., 626, 665 und 733; AB NR, 2009, S. 697 ff., 1120 ff., 1183, 1227 f.
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